
Die Tagespost ñ22. September 2022

746 Wirtschaft & Soziales
KOLUMNE

Chinas unfreie
In Dankbarkeit nahmen wir Abschied von

Prof. Dr. Jacques Marie Joseph Cabaud
*2. Juli 1923 † 5. September 2022

Rosemarie Cabaud, Ehefrau
Dr. Marie Helène Cabaud-Meaney, Tochter
Dr. Dr. h. c. Joseph Meaney, Schwiegersohn
Thérèse Meaney, Enkelin

Erlangen, den 22. September 2022

Marktwirtschaft

Die erhoffte Corona-Erholung entfällt – Inflation und hohe Energiepreise werden bleiben V O N M A R C O F E T K E
V O N E L M A R N A S S

Autoritärer Staat und Marktwirtschaft
passen nicht zusammen: Diese lang ge-
hegte Annahme gerät angesichts der Wirt-
schaftsordnung in China gehörig ins Wan-
ken. Denn die Präambel zur Verfassung
der Volksrepublik formuliert die „sozialis-
tische Marktwirtschaft“ und die sozialisti-
sche Demokratie als Säulen ihres Gesell-
schaftsbildes. Der Demokratiebegriff mag
etwa im Blick auf die „DDR“ nicht ver-
wundern – Anderes gilt für die Marktwirt-
schaft. Zumal der in China praktizierte
Sozialismus sich als Ein-Partei-Diktatur
zeigt.
China beansprucht für seine Wirtschaft
eine neue Symbiose: Es gibt neben starken
planwirtschaftlichen Elementen, wie hoch
subventionierten Staatsunternehmen,
staatlicher Banken und Geldpolitik auch
privatwirtschaftliche Firmen, private
Eigentumsrechte und Wettbewerb. Chinas
Staatschef Xi Jinping würdigte schon 2014
mit Verweis auf den Begründer der Markt-
wirtschaft, Adam Smith, die „unsichtbare
Hand“ des Marktes und forderte deren
Wirksamkeit für Effizienz und Allokation.
Das ZK der KP stufte im gleichen Jahr die
Bedeutung der Marktwirtschaft von
„grundlegend“ auf „entscheidend“ hoch.
Nicht nur der gewählte Name dieser Ord-
nung lässt eine Nähe zur Sozialen Markt-
wirtschaft assoziieren. Gleiches gilt für
den Anspruch des Stilgedankens, wie wir
ihn von Alfred Müller-Armack kennen.
Auch Xi sieht die Ziele zum „Aufbau von
Wirtschaft, Politik, Kultur, Gesellschaft,
einer ökologischen Zivilisation und ande-
rer Bereiche“ untrennbar miteinander ver-
bunden. Und von der KPC als oberste
Ziele proklamiert werden Wohlstand und
Harmonie. Auch da denken wir sofort an
Ludwig Erhard und die irenische Idee des
sozialen Friedens bei Müller-Armack.
Doch solche vermeintlichen Analogien
führen in die Irre. Das beweist ein Blick
auf die unterstellte Wertebasis der chine-
sischen Wirtschaftsordnung. Für Xi gelten
folgende Grundprinzipien: „Festhalten am
sozialistischen Weg, an der demokrati-
schen Diktatur des Volks, an der Führung
durch die KP Chinas sowie am Marxis-
mus-Leninismus und den Mao-Zedong-
Ideen.“ Ein neuer Kollektivmensch soll die
nützlichen Elemente der Marktwirtschaft
als sozialistische adoptieren: natürlich
ohne freiheitliche Werte und jenseits von
Religion. Opferbereit dienen die neu mo-
dellierten Menschen dem Parteiwillen, der
alternativlos das Wohl des Volkes reprä-
sentiert. Eigennützige Motive dürfen ein-
fließen, wenn sie dem kollektiven Ziel
dienen – das ist neu. Und so erzielte Inno-
vationen schaffen dann materiellen Wohl-
stand, der als Freiheit gilt. Harmonie be-
deutet die Beseitigung der Pluralität. Die
digital umfassend überwachten Menschen
müssen „sagen, was wahr, gut und schön
ist, was falsch, böse und hässlich ist, was
anerkennenswert und lobenswert ist und
was abzulehnen und abzustreiten ist“. Und
was das ist, sagt die Partei. Insgesamt ist
das ausdrücklich erklärte Ziel die „Um-
gestaltung der Welt durch die KP Chinas“.
Lassen wir uns also nicht täuschen von
schön klingenden Worten und Zielen.

Der Autor ist katholischer Priester
sowie Professor für Christliche Sozial-
wissenschaften und gesellschaftlichen
Dialog an der Kölner Hochschule für
Katholische Theologie (KHKT). Die Ko-
lumne erscheint in Kooperation mit
der Katholischen Sozialwissenschaftli-
chen Sozialstelle (KSZ) in Mönchen-
gladbach.
H
iobsbotschaften ist die deut-
sche Wirtschaft im Jahr 2022
bereits gewohnt: Auf die öko-
nomisch und gesellschaftlich

ziemlich verschrammt überstandene Co-
rona-Pandemie und die in Deutschland
nach wie vor nicht vollständig aufgehobe-
nen Maßnahmen dagegen folgte unmittel-

die hohen Beschaffungskosten anpassen,
was die Inflationsrate im ersten Quartal auf
etwa 11 Prozent hochtreiben dürfe. Das wie-
derum ziehe einen kräftigen Rückgang der
realen Haushaltseinkommen und eine
spürbare Senkung der Kaufkraft nach sich.
Das dritte Entlastungspaket der Regierung
dürfte, so Wollmershäuser, diesem Rück-

setzt worden wäre: „Wir hätten ohne die jet-
zige Energiekrise einen Anstieg um über 3
Prozent erwartet. Das heißt, wir haben hier
einen Unterschied von etwa vier Prozent-
punkten. Und das bedeutet, dass wir die
Prognose allein für die Jahre ’22 und ’23
um etwa 130 Milliarden Euro zurückge-
nommen haben.“

Die Idee, „Zufallsgewinne der bestehen-
den Stromerzeugungsanlagen zur Kosten-
dämpfung einzusetzen“ und die Stromprei-
se so bis zu einem gewissen Verbrauch zu
deckeln, hält der Finanzwissenschaftler für
„nachvollziehbar, die konkreten Wirkungen
bleiben aber unkalkulierbar“, während der
Umgang mit den Gaspreisen an eine Exper-
bar der russische Überfall auf die Ukraine.
Die vollen Ausmaße der wirtschaftlichen
Folgen des russischen Vernichtungskriegs
zeichnen sich erst allmählich ab – das zei-
gen auch jüngste Prognosen von Wirt-
schaftsinstituten.

Ifo und Co. korrigieren
Prognosen nach unten

So hat das Münchner Ifo Institut die Er-
wartungen für das deutsche Wirtschafts-
wachstum noch einmal kräftig zurückge-
schraubt: Für kommendes Jahr erwartet
das Institut ein Schrumpfen der deutschen
Wirtschaftsleistung um 0,3 Prozent bei nur
noch 1,6 Prozent Wachstum in diesem Jahr.
Timo Wollmershäuser, Leiter der ifo Kon-
junktur-Prognosen, spricht in einer Presse-
mitteilung des Instituts von einer „Winter-
Rezession“. Darüber hinaus soll die Geld-
entwertung in diesem Jahr bei durch-
schnittlich 8,1 und 2023 bei sogar 9,3 Pro-
zent liegen. Im Vergleich zum Juni senkt
das Ifo Institut seine Wachstumsprognose
für das kommende Jahr zudem um 4,0 Pro-
zentpunkte, während es die Inflationsprog-
nose um 6,0 Prozentpunkte erhöht. Laut
Wollmershäuser handle es sich dabei um
„ungewöhnlich hohe Änderungen in einem
so kurzen Zeitraum“. Die Energieversorger,
so der Ökonom, würden vor allem Anfang
2023 ihre Strom- und Gaspreise spürbar an
„In Deine gütigen Hände, Herr
will ich meinen Geist befehlen.”

gang zwar etwas entgegenwirken, ihn aber
bei weitem nicht ausgleichen.

Schwere Auswirkungen auf den Arbeits-
markt erwarte das Ifo Institut hingegen
nicht. Der Anstieg der Arbeitslosen um et-
wa 50 000 ginge vor allem auf die Zahl uk-
rainischer Flüchtlinge – laut einer Umfrage
des Bundesministerium des Innern für Hei-
mat im März zu 84 Prozent Frauen, zu 58
Prozent mit Kindern – zurück, die nur nach
und nach in den Arbeitsmarkt integriert
werden könnten. Ähnlich düster klingt die
aktuelle Herbstprognose des IfW Kiel.
Demnach dürfe das deutsche Bruttoin-
landsprodukt 2022 nur noch um 1,4 Pro-
zent zulegen, also 0,7 Punkte weniger als in
der Sommerprognose des Instituts erwar-
tet. Nicht nur verringert das IfW Kiel eben-
falls seine Wachstumsprognose für 2023 –
um 4 Prozentpunkte, sodass die deutsche
Wirtschaft statt einem kräftigen Plus ein
Minus von 0,7 Prozent erwarte. Auch die
Teuerung dürfe laut der Herbstprognose
2023 mit 8,7 Prozent noch stärker ausfallen
als im Jahr 2022 mit 8 Prozent.

In einem auf Twitter veröffentlichten Au-
diobeitrag des IfW Kiel veranschaulicht
Stefan Kooths, Konjunkturchef des Insti-
tuts, den Umfang der Prognosesenkung: Auf
den ersten Blick sehe diese eher nach einem
Dämpfer aus als nach einer starken Rezes-
sion. Allerdings gelte es laut Kooths zu be-
achten, wie massiv die Prognose herabge-
Die Zahl verdeutliche, so Kooths, „die
ganze Wucht des Einschlags“, den die Ener-
giekrise für die deutsche Wirtschaft bedeu-
te. Aufgrund der teuren Energieimporte
müsse Deutschland nun zudem einen weit-
aus größeren Teil seines erwirtschafteten
Einkommens ins Ausland überweisen, be-
tont der IfW-Konjunkturchef in der Presse-
mitteilung zur Herbstprognose. „Mit seinen
Entlastungspaketen kann der Staat die Las-
ten daher nur umverteilen, aus der Welt
schaffen kann er sie nicht“, schlussfolgert
Kooths. Denn neben allen Konjunktur-,
Kaufkrafts- und Inflationsprognosen sind
es vor allem der Pläne der Bundesregierung
im kurzfristigen Umgang mit den immer
deutlicher drohenden „sozialen Härten“ der
Wirtschaftskrise, auf welche die Bürger nun
schielen dürften.

Maßnahmenpakete
„geschickte PR-Arbeit“

Und die gelten, trotz verbreiteter grund-
sätzlicher Zustimmung, durchaus als um-
stritten. So kritisiert der Finanzwissen-
schaftler Tobias Hentze in einem Beitrag
des Instituts der Deutschen Wirtschaft
Köln das dritte Entlastungspaket der Am-
pelkoalition als „65-Milliarden-Euro-
Bluff“. Die Regierung mache „viel Lärm um
Selbstverständlichkeiten“, wozu beispiels-
weise die überfällige Anpassung des Kin-
dergelds an die Inflation und der Ausgleich
der kalten Progression gehörten. Auch bei
der steuerlichen Freistellung der Renten-
beiträge handle es sich nicht um eine spon-
tane Entlastungsmaßnahme der Politik,
sondern um eine Vorgabe des Verfassungs-
gerichts. Einen großen Teil des Entlas-
tungspakets der Ampel bewertet Hentze als
mehr oder minder geschickte Öffentlich-
keitsarbeit: „Das Abarbeiten des Koali-
tionsvertrags – Stichwort Bürgergeld und
Wohngeldreform – muss nicht zwingend
Platz im Entlastungspaket finden.“ Zwar
seien Einmalzahlungen an Rentner und
Studenten „richtig und konsequent, gleich-
zeitig aber auch das Eingeständnis, die
Gruppen bisher vergessen zu haben“. Am
Ende bleibe deswegen nicht viel von den 65
Milliarden Euro des Entlastungspakets üb-
rig, wie der Heizkostenzuschuss für Wohn-
geldempfänger oder der Versuch, mit 1,5
Milliarden Euro ein Nachfolgemodell für
das 9-Euro-Ticket zu finanzieren.
tenkommission weitergereicht werde. Ver-
tagt und weitergereicht wurde bislang auch
die Entscheidung über einen potenziellen
Nachfolger des 9-Euro-Tickets, über den
die Länder bislang noch verhandeln: Wäh-
rend Berlin den restlichen Bundesländern
bereits mit einem von Dezember bis Okto-
ber geltenden 29-Euro-Ticket vorausgeeilt
ist, konnten diese sich bislang noch nicht
auf eine gemeinsame Linie eignen. Bahn
und Verkehrsverbünde kündigten derweil
bereits Preiserhöhungen an. Gleichsam darf
der Nutzen einer Fortsetzung des 9-Euro-
Tickets nicht als gesetzt gelten. So betont
Jan Schnellenbach, Professor für Volks-
wirtschaftslehre an der BTU Cottbus Senf-
tenberg, gegenüber der „Tagespost“: „Lang-
fristig hilft das Ticket nicht gegen Inflation,
und auch kurzfristig half es nur wenig. In
dem Warenkorb, mit dem die Inflation be-
rechnet wird, hat der ÖPNV bei uns nur
einen relativ kleinen Anteil.“ Da habe der
Tankrabatt vergleichsweise stärker durch-
geschlagen.

Man müsse jedoch, so Schnellenbach,
auch zwischen der statistischen Inflations-
rate, die tatsächlich für drei Monate gesenkt
wurde, und der tatsächlichen Inflation im
ökonomischen Sinne unterscheiden. „Wenn
der Staat ein Ticket aus Steuermitteln sub-
ventioniert und damit künstlich preiswert
hält, dann hat das im statistischen Waren-
korb zwar einen Effekt. Aber ökonomisch
gesehen verschwinden die z.B. durch höhe-
re Energiepreise verursachten Kosten
nicht, sie werden nur versteckt, indem sie
über Steuern und nicht über Ticketpreise fi-
nanziert werden.“ Zur Inflationsbekämp-
fung brauche es schlussendlich doch eine
restriktivere Geldpolitik der EZB mit höhe-
ren Zinsen brauchen, die die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage etwas reduzieren und
damit das allgemeine Preisniveau senken
würde.“ Und wir sollten jedes Energieange-
bot mobilisieren, das vorhanden ist, damit
die Energiepreise als Inflationstreiber mög-
lichst bald wieder sinken“, unterstreicht
Schnellenbach. Davon, jedes vorhandene
Energieangebot zu mobilisieren, ist man in
Berlin jedoch noch weit entfernt. Es ist in-
des abzuwarten, ob die Entlastungsmaß-
nahmen der Ampel die wirtschaftlichen
Folgen von Rezession und Inflation abfe-
dern. Hiobs Besitz wurde ihm verdoppelt,
nachdem Gott ihn prüfte. Allein darauf soll-
te die Bundesregierung sich nicht verlassen.
Die Zeichen stehen auf Rezession
Finanzminister Christian Lindner (FDP) und Wirtschaftsminister Robert Habeck (Bündnis 90/ De Grünen) können dem Abschwung wenig entgegensetzen. Foto: dpa


